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Gifhorn, Münster, Berlin (D). Das Klima verändert 
sich und verändert die Welt in allen Bereichen der 
Erde. So stellte Sven Plöger von der ARD in den 
Nachrichten vom 16.01.26 die Statistik vor, die 
aussagt, dass in den Jahren 2024 und 2025 erst-
mals der sogenannte 0-Wert seit der Aufzeich-
nung von Wetterdaten nicht erreicht wurde. Zwar 
war 2025 das drittwärmste Jahr seit Beginn der 
Aufzeichnung und nur minimal kühler als die Jah-
re 2023 und 2024, doch das Handeln muss jetzt  
die Erwärmung stoppen und nicht irgendwann. 

Es wird nicht reichen, dass die Bundesländer mehr 
Raum für erneuerbare Energien schaffen. Am 
18.12.2025 verkündete die Bundesregierung, das 
bis 2030 erneuerbare Energien rund 80 Prozent des 
Bruttostromverbrauchs in Deutschland decken sol-
len. Einen zentralen Beitrag dazu werden Windener-
gie und Photovoltaik-Freiflächenanlagen leisten. Die-
se Technologien nehmen Fläche in Anspruch. Für die 
Windenergie hat der Bund jedem Bundesland eigene 
Flächenziele auferlegt. Ein neues Hintergrundpapier 
der Agentur für Erneuerbare Energien (AEE) zeigt, 
wie weit die Länder bei der Flächenausweisung für 
die Windenergie und beim Ausbau der Freiflächen-
Photovoltaik sind. Über Speicher und deren Ausbau 
wurde ebenso wenig wie die Vernetzung bekannt ge-
geben. 

Ein weiteres Thema ist die Besiedlungs- und Land-
schaftsnutzungpolitik. Ebenso gehört die Nutzung 
von Energie und Wasser dazu, deshalb wird eine 
planbar und nachhaltige Bewirtschaftung der Res-
sourcen erfolgen müssen. Eine moderne Planung 
und ein nachhaltiger Betrieb von Entwässerungs-
systemen ist ohne die Einbindung von Stadtplanung 
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und insbesondere der blau-grünen Infrastruktur nicht 
mehr denkbar. Die gemeinsame Betrachtung beider 
Bereiche ist zentral für die Entwicklung klimaresilien-
ter Städte und Gemeinden. In der Praxis entstehen 
dabei neue interdisziplinäre Schnittstellen, die künf-
tig stärker etabliert werden müssen.
 
Eine moderne Planung und ein nachhaltiger Betrieb 
von Entwässerungssystemen ist ohne die Einbin-
dung von Stadtplanung und insbesondere der blau-
grünen Infrastruktur nicht mehr denkbar. Die gemein-
same Betrachtung beider Bereiche ist zentral für die 
Entwicklung klimaresilienter Städte und Gemeinden. 
In der Praxis entstehen dabei neue interdisziplinäre 
Schnittstellen, die künftig stärker etabliert werden 
müssen.
 
Ein Schwerpunkt ist damit die immissionsbezogene 
Regelungen zur Einleitung von Regenwetterabflüs-
sent. Thematisiert werden müssen auch Inhalte die 
Planung, Bau und Betrieb von Versickerungsanlage. 
Für die Kommunen bedeutet dieses die Herausfor-
derungen im kommunalen Starkregenrisikomanage-
ment, insbesondere mit Kommunikationswegen und 
Beteiligungsstrategien. Die Frage, ob Regenwasser-
bewirtschaftung im Mischsystem ein Weg zur was-
serbewussten Stadt sein kann, muß diskutiert wer-
den. Bei  der Auseinandersetzung über die Planung 
und die Konstruktion von Mischwasserbehandlungs-
anlagen bis hin zu Kanalnetzsteuerungen. Es gibt 
technische Ausstattung, die den Betrieb von Misch-
wasserbehandlungsanlagen und Regenbecken so-
wie die Zustandserfassung und Bewertung von Ent-
wässerungssystemen ermöglicht.
 
Um die Aufgaben der Ver- und Entsorgung von Regen-
wasser bewältigen zu können, werden die Kommu-
nen ein Starkregenrisikomanagement, insbesondere 
mit Kommunikationswegen und Beteiligungsstrategi-
en in ihrem Wirkungsbereich installieren müssen. In 
diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob Re-
genwasserbewirtschaftung im Mischsystem ein Weg 
zur wasserbewussten Stadt sein kann.

Die baden-württembergische Landeshauptstadt 
überzeugt seit Jahren mit ihren Bestrebungen hin zu 
einer klimaneutralen Stadt. Besonders hervorzuhe-
ben sind die flächendeckende energetische Sanie-
rung, zukunftsorientierte Quartiersentwicklung und 
eine europäische Energie-Partnerschaft.

Bereits Mitte der Siebzigerjahre begann Stuttgart mit 
einem kommunalen Energiemanagement. Das 1995 
entwickelte stadtinterne Contracting gilt als Vorreiter-
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Stadtentwicklung ist kein Zusatz, sondern ein zentra-
ler Baustein moderner Stadt- und Quartiersplanung“, 
betonte DWA-Vorständin Dr. Lisa Irwin-Broß, bei ih-
rer Eröffnung des Parlamentarischen Abends Was-
serwirtschaft und Stadtentwicklung im Dialog – Auf 
dem Weg zur klimaresilienten Stadt. „Unsere Städte 
und Gemeinden können auch in einer Welt des Kli-
mawandels lebenswert und klimaresilient sein, wenn 
wir den Weg gemeinsam weitergehen, mutig, innova-
tiv und im Bewusstsein, dass Wasser der Schlüssel 
zu unserer gemeinsamen Zukunft ist“, ergänzte Ale-
xander Bonde, Generalsekretär des Co-Gastgebers 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU).

Kommunen tragen die Hauptverantwortung für Klima-
anpassung. Nur mit konkreter Kenntnis der Situation 
vor Ort lässt sich die Klimaanpassung, der Aus- und 
Umbau zu nachhaltigen und lebenswerten Städten, 
effizient gestalten. Um dieser Aufgabe gerecht wer-
den zu können, benötigen Städte und Gemeinden be-
lastbare Planungsgrundlagen, administrative Klarheit 
und langfristige finanzielle Sicherheit. Die Bundes-
regierung muss bei der aktuellen Novellierung des 
Baugesetzbuches die Weichen entsprechend stellen. 
Die blaugrüne Infrastruktur muss integraler Bestand-
teil der baulichen Entwicklung werden, die blaugrüne 
Infrastruktur muss Standard in der Bauleitplanung 
sein. Investitionen, die wir heute tätigen, werden un-
ser urbanes Umfeld die nächsten Jahrzehnte prägen. 
Es geht um eine generationsgerechte Siedlungsent-
wicklung. Sie muss an den Leitlinien einer klimaresi-
lienten Entwicklung ausgerichtet werden.
 
Die wasserbewusste Stadtentwicklung braucht einen 
zukunftsweisenden rechtlichen Rahmen. Die was-
serbewusste Stadtentwicklung braucht aber auch 

einen kommunalen Konsens und starke kommuna-
le Unternehmen. Mit der Allianz Gemeinsam für eine 
wasserbewusste Stadtentwicklung hat die DWA ein 
starkes interdisziplinäres Netzwerk geschaffen, um 
alle Stakeholder der wasserbewussten Stadtentwick-
lung von den Möglichkeiten und Chancen zu über-
zeugen und für klimaresiliente lebenswerte Städte 
zu begeistern. 24 Organisationen und Institute, von 
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modell. Dank der städtischen Energierichtlinie sollen 
alle städtischen Neubauten als Plusenergiegebäude 
konzipiert werden. Die Stadt saniert öffentliche Ge-
bäude wie Schulen im großen Stil energetisch und 
unterstützt auch Maßnahmen privater Haushalte fi-
nanziell. Programme zur Begrünung von Dächern 
und Fassaden, zur Regenwasserbewirtschaftung so-
wie zur nachhaltigen Mobilität ergänzen dieses An-
gebot. Auch die Stuttgarter Quartiersentwicklung ist 
Teil der lokalen Nachhaltigkeitsstrategie. Unter Betei-
ligung der Bürger*innen werden im NeckarPark und 
dem geplanten Quartier Rosenstein urbane, soziale 
und klimaangepasste Stadtgebiete entwickelt.

Gegenwärtig steht Stuttgart mit der moldawischen 
Stadt Bălți im interkulturellen Austausch und Wis-
senstransfer zu Erneuerbaren Energien. „Im Projekt 
Energiewende Partnerstadt 3.0 konnte die Landes-
hauptstadt Stuttgart ihre Vorreiterrolle im Bereich Er-
neuerbare Energien auch im europäischen Ausland 
einbringen“, so Andreas Neft, Leiter des Umwelt-
amts. „Wir freuen uns, dass wir im Austausch mit der 
Stadt Bălți die Vorzüge eines fortlaufenden Energie-
managements aufzeigen konnten und nach unserem 
Vorbild eine Energierichtlinie entwickelt wurde. Die 
Stadt Stuttgart hat schon früh erkannt, worauf es bei 
der Energiewende ankommt. Ambitioniertes kommu-
nales Engagement und Kontinuität sind zwei wesent-
liche Faktoren einer positiven Stadtentwicklung im 
Sinne der Energiewende, womit die Landeshaupt-
stadt ihrer Strahlkraft gerecht wird“, so der AEE-Ge-
schäftsführer Dr. Robert Brandt.

Im Rahmen der Quartiersentwicklung, der erlebbaren 
sowie bezahlbaren Wohnraumentwicklung braucht 
Deutschland die Schwammstadt. 

Die Schwammstadt schafft klimaresiliente zukunftssi-
chere und lebenswerte Städte. Bei der anstehenden 
Novellierung des Baugesetzbuches muss die was-
serbewusste Stadtentwicklung als Standard der Bau-
leitplanung verankert werden. „Die wasserbewusste 
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Zunehmende Extremereignisse wie großflächige 
Stromausfälle und schwere Winterstürme, zuletzt 
der Wintersturm „Elli“, verdeutlichen die wachsen-
den Herausforderungen für die Gefahrenabwehr in 
Deutschland. In den vergangenen Jahren kam es 
vermehrt zu hochdynamischen Großschadenslagen, 
ausgelöst durch Extremwetter, Infrastrukturausfäl-
le und komplexe Kettenreaktionen, die erhebliche 
Auswirkungen auf Bevölkerung, Wirtschaft und öf-
fentliche Sicherheit hatten. Die Vereinigung zur För-
derung des Deutschen Brandschutzes (vfdb) sieht 
hierin eine strukturelle Entwicklung, die sich weiter 
verschärfen wird.
 

Viele dieser Ereignisse entwickelten sich innerhalb 
kurzer Zeit zu lang andauernden Lagen mit zehntau-
senden Betroffenen und erheblichen volkswirtschaft-
lichen Schäden. Neben den materiellen Folgen sind 
insbesondere die Todesopfer bei Extremwetterereig-
nissen sowie die Verletzten und Getöteten unter den 
Einsatzkräften zu beklagen, die bei der Bewältigung 
solcher Lagen erheblichen Risiken ausgesetzt sind.
 
Nach Einschätzung der vfdb ist davon auszugehen, 
dass sich diese Entwicklung fortsetzt. Der Klimawan-
del führt zu einer Häufung und Intensivierung von 
Extremwetterlagen, während zugleich die Resilienz 
kritischer Infrastrukturen abnimmt. Gleichzeitig ver-
fügen immer weniger Haushalte, Unternehmen und 
Einrichtungen über ausreichende Fähigkeiten zur ei-
genständigen Bewältigung länger andauernder Kri-
senlagen.
 
„Die Gefahrenabwehr in Deutschland steht an einem 
Wendepunkt. Die Einsätze der vergangenen Jahre 
zeigen deutlich, dass wir es immer häufiger mit hoch-
dynamischen, komplexen und lang andauernden 
Schadenslagen zu tun haben. Ausbildung, Ausrüs-
tung und Führungsstrukturen müssen dieser Realität 
konsequent angepasst werden – nicht irgendwann, 
sondern jetzt“, erklärt Anja Hofmann-Böllinghaus, Vi-
zepräsidentin der vfdb.

der Bundesarchitektenkammer über Stadtplaner und 
Landschaftsarchitekten bis zur Wasserwirtschaft, ar-
beiten gemeinsam daran, den Umbau unserer Städte 
für eine bessere Starkregenvorsorge, für eine lang-
fristige Versorgungssicherheit und vor allem für mehr 
Lebensqualität flächendeckend voranzutreiben.
 
Wichtig ist, wir fangen nicht bei Null an. Bundesweit 
haben zahlreiche Städte und Gemeinden Schwamm-
stadtprojekte angeschoben und umgesetzt. Die Pro-
jekte funktionieren als Anpassung an den Klima-
wandel, haben die Lebensqualität in den Quartieren 
erhöht, wirken als überaus positiver Standortfaktor – 
und werden von den Bürgerinnen und Bürgern sehr 
gut angenommen. Mit diesen Best-Practice-Beispie-
len müssen wir werben; bei der Politik, bei kommuna-
len Entscheidungsträgern sowie bei der Bevölkerung 
vor Ort.
 
Gemeinsam – Politik, Kommunen, Fachwelt und Zivil-
gesellschaft – können wir unsere Städte ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial widerstandsfähig gestalten. 
Zentrale Basis ist der Dialog. Mit dem Parlamentari-
schen Abend Wasserwirtschaft und Stadtentwicklung 
im Dialog – Auf dem Weg zur klimaresilienten Stadt 
haben DWA und DBU den direkten Austausch mit den 
Bundesministerien für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen (BMWSB), für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN), der 
Bundesarchitektenkammer und vielen weiteren Sta-
keholdern noch einmal intensiviert. Für gemeinsame 
Lösungen, für eine zeitnahe und flächendeckende 
Klimaanpassung und für zukunftssichere und lebens-
werte Städte.

Da dieser Prozeß jedoch einige Zeit in Anspruch 
nehmen wird, gehört schon jetzt der Schutz der 
Bevölkerung zu den dringenden Themen. Zuneh-
mende Extremereignisse stellen die Gefahrenab-
wehr vor wachsende Herausforderungen – vfdb 
fordert konsequente Anpassungen bei Ausbil-
dung, Ausrüstung und Führung.

Viele dieser Ereignisse entwickelten sich innerhalb 
kurzer Zeit zu lang andauernden Lagen mit zehntau-
senden Betroffenen und erheblichen volkswirtschaft-
lichen Schäden. Neben den materiellen Folgen sind 
insbesondere die Todesopfer bei Extremwetterereig-
nissen sowie die Verletzten und Getöteten unter den 
Einsatzkräften zu beklagen, die bei der Bewältigung 
solcher Lagen erheblichen Risiken ausgesetzt sind.
 
Nach Einschätzung der vfdb ist davon auszugehen, 
dass sich diese Entwicklung fortsetzt. Der Klimawan-
del führt zu einer Häufung und Intensivierung von 
Extremwetterlagen, während zugleich die Resilienz 
kritischer Infrastrukturen abnimmt. Gleichzeitig ver-
fügen immer weniger Haushalte, Unternehmen und 
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Die vfdb sieht daher dringenden Handlungsbedarf 
und fordert ein konsequentes Umsteuern in mehre-
ren zentralen Bereichen. Die Aus- und Fortbildung 
von Einsatzkräften muss stärker an reale Einsatzbe-
dingungen angepasst und bundesweit harmonisiert 
werden. Für dynamische Flutlagen, Vegetations-
brände und komplexe wetterbedingte Schadens-
lagen fehlen bislang einheitliche Ausbildungsstan-
dards sowie realitätsnahe Trainingsmöglichkeiten. 
Zugleich müssen politische Entscheidungsträger 
systematisch über Strukturen, Möglichkeiten und 
Grenzen der Gefahrenabwehr informiert werden, um 
im Ereignisfall fundierte und zeitgerechte Entschei-
dungen treffen zu können.
 
Auch die Ausrüstung der Gefahrenabwehr muss 
den tatsächlichen Anforderungen entsprechen. Ein-
satzkräfte benötigen eine lagegerechte persönliche 
Schutzausrüstung sowie Fahrzeuge und Geräte, die 
auch unter extremen Umweltbedingungen und bei 
gestörter Infrastruktur über längere Zeit einsatzfähig 
bleiben. Sichere, redundante Kommunikationsmittel 
sind dabei unverzichtbar. Darüber hinaus müssen 
überregionale Fähigkeiten schneller gebündelt und 
wirksam eingesetzt werden. Die vfdb unterstützt 
ausdrücklich die Weiterentwicklung eines länderü-
bergreifenden Fähigkeitsmanagements.
 
Zentral ist zudem der Ausbau belastbarer Führungs-
strukturen. Von der taktischen Führung vor Ort bis 
hin zu kommunalen, regionalen und landesweiten 
Krisenstäben müssen Führungsmittel, Personal und 
Prozesse so ausgelegt sein, dass auch lang andau-
ernde dynamische Großlagen beherrscht werden 
können. Wetterentwicklungen, Lageprognosen und 
potenzielle Folgeschäden müssen integraler Be-
standteil der Führungsarbeit sein.
 
Die vfdb betont außerdem, dass Gefahrenabwehr 

und Natur- sowie Klimaschutz gemeinsam gedacht 
werden müssen. Maßnahmen des Umwelt- und Kli-
maschutzes dürfen nicht unbeabsichtigt zusätzliche 
Risiken für Menschen, Tiere und Sachwerte erzeu-
gen. Erforderlich sind fachlich fundierte, pragmati-
sche Abwägungen.
 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Stärkung der 
Eigenverantwortung der Bevölkerung. In Großscha-
denslagen ist eine vollständige und gleichzeitige Hil-
fe für alle nicht möglich. Grundlegende Kenntnisse 
zum richtigen Verhalten bei Extremwetterereignis-
sen, Bränden oder Infrastrukturausfällen tragen we-
sentlich zur Risikoreduzierung bei und entlasten die 
Einsatzkräfte. Hilfe zur Selbsthilfe muss daher wie-
der stärker vermittelt werden – in Schulen, Betrieben 
und öffentlichen Einrichtungen.
 
Schließlich fordert die vfdb, das Prinzip „aus Scha-
denlagen lernen“ systematisch umzusetzen. Die 
strukturierte Auswertung von Einsätzen muss über 
Schuldzuweisungen hinausgehen und gezielt sys-
temische Schwächen identifizieren. Daraus müssen 
konkrete Verbesserungen in Ausbildung, Taktik und 
Technik abgeleitet werden. Voraussetzung hierfür 
sind eine intensivere Forschung, ein verstärkter in-
ternationaler Erfahrungsaustausch sowie eine ver-
lässliche finanzielle Ausstattung der Träger der Ge-
fahrenabwehr.
 
Die vfdb appelliert an Politik, Verwaltung und alle 
verantwortlichen Akteure, diese Herausforderungen 
entschlossen anzugehen. Nur durch frühzeitige, ko-
ordinierte und nachhaltige Maßnahmen lässt sich die 
Sicherheit der Bevölkerung und der Einsatzkräfte un-
ter sich verändernden Rahmenbedingungen dauer-
haft gewährleisten.
 
Weitere Details und konkrete Handlungsempfehlun-
gen sind dem aktualisierten Positionspapier der vfdb 
zu entnehmen, das auf ihrer Webseite veröffentlicht 
ist.
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